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Kurzzusammenfassung

Über drei Jahrzehnte nach den 1989/90 erfolgten politischen und wirtschaftlichen Umbrüchen in Mittel- und 
Osteuropa wird die Region häu! g noch immer als eine homogene Gruppe von Staaten wahrgenommen, deren 
Mitglieder ähnliche politische Entwicklungen durchlaufen und mit ähnlichen, teils mit dem sozialistischen 
Erbe in Verbindung stehenden Herausforderungen zu kämpfen hätten. Der vorliegende Beitrag untersucht 
und typologisiert die post-transformatorischen Entwicklungspfade der europäischen Staaten des östlichen 
Europa seit Abschluss ihrer Transformationen ab etwa 1991/1992 bis heute. Die zentrale Frage ist, wie die 
Regimeentwicklung in den Staaten der Region verlief und welche Entwicklungsmuster erkennbar sind. Dabei 
wird das vorrangige Muster in der Regimeentwicklung eines Staates in der Phase der Post-Transformation 
als post-transformatorischer Entwicklungspfad (PTEP) bezeichnet. Induktiv werden fünf idealtypische PTEPs 
identi! ziert: 1) eine pfadabhängige Autokratisierung; 2) Pfadwechsel in beide Richtungen (von Demokratie 
zur Autokratie und vice versa); 3) die Nicht-Konsolidierung der Demokratie; 4) eine pfadabhängige Demokra-
tisierung und 5) Regimezyklen. Die PTEPs erfassen dabei nicht primär das Ergebnis (d. h. Regimetypus und 
Regime qualität zu einem bestimmten Zeitpunkt), sondern den Prozess der Regimeentwicklung. Damit wird 
dem Umstand Rechnung getragen, dass die Entwicklung in den Staaten zumeist sehr dynamisch war und noch 
immer ist und diese Dynamik durch eine bloße Zuordnung zu Regimetypen, welche nur Momentaufnahmen 
darstellen, nicht abgebildet wird. Der Beitrag zeigt, dass die Staaten der Region teils sehr unterschiedliche 
Entwicklungen durchlaufen haben und wir daher keinesfalls von einer homogenen Gruppe sprechen können.
 
Schlagworte: Post-Transformation, Regimedynamik, Entwicklungspfade, Demokratie, Autokratie
 

Abstract

More than three decades after the political and economic upheavals in Central and Eastern Europe in 1989/90, 
the region is often still perceived as a homogeneous group of states whose members have undergone similar 
political developments and are struggling with similar challenges, some of which are linked to the socialist 
legacy. This article examines and develops a typology of the post-transformational trajectories of Central and 
Eastern European states from the completion of their transformations from around 1991/1992 until today. 
The central question is how regime development has unfolded in the region’s states and which patterns can 
be identi! ed. A state’s primary pattern of regime development in the post-transformation phase is called post-
transformational trajectory (PTT). Five idealtypical PTTs are identi! ed inductively: 1) path-dependent autocra-
tisation; 2) change of path in both directions (from democracy to autocracy and vice versa); 3) the non-con-
solidation of democracy; 4) path-dependent democratisation and 5) regime cycles. The PTTs do not primarily 
capture the outcome (i.e. regime type and regime quality at a certain point in time), but rather the process of 
regime development. This accounts for the fact that these states’ development has been and still is very dyna-
mic, something not re# ected by a mere allocation to regime types that ultimately represent mere snapshots. 
The article shows that the region’s states have experienced very diff erent developments and therefore we can-
not speak of a homogeneous group.

Keywords: Post-transformation, regime dynamics, trajectories, democracy, autocracy
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1. 
Einleitung: Regimeentwicklung in der Post-Transformation 

In der Transformations- und in der EU-Beitritts-
forschung herrschte lange ein „Klima des Op-
timismus“, gekennzeichnet durch ein starkes 
Vertrauen in elitengesteuerte und durch die EU 
unterstützte Demokratisierungsprozesse (Herman 
et al. 2023). Aus dieser Perspektive wurden die ab 
Ende der 1980er bis Anfang der 1990er dauernden 
Regimewechsel zunächst als Übergänge zu demo-
kratischen Regimen verstanden; erst allmählich 
setzte sich die Erkenntnis durch, dass das Transfor-
mationsparadigma, wonach sich auch Staaten in 
der Grauzone zwischen Demokratie und Autokra-
tie Richtung Demokratie entwickeln würden, nicht 
haltbar war (Carothers 2002).
Anknüpfend an die Debatte um die in der Region 
entstandenen politischen Regime untersucht die 
vorliegende Arbeit die post-transformatorischen 
Ent wicklungspfade der europäischen Staaten des 
östlichen Europa.1 Die zentrale Frage ist, wie die Re-
gimeentwicklung in der Post-Transformationsphase 
– also nach Abschluss der Transformation2 im en-
geren Sinne ab 1991/1992 – verlief und welche in-
traregionalen Entwicklungsmuster erkennbar sind. 

1 Estland, Lettland, Litauen, Tschechien, die Slowakei, Ungarn,
Polen, Rumänien, Bulgarien, Slowenien, Kroatien, Albanien, 
Serbien, der Kosovo, Bosnien und Herzegowina, Montenegro, 
Moldau, Nordmazedonien, Ukraine, Belarus und Russland. 
Nicht behandelt werden Georgien sowie die zentralasiatisch-
en Republiken. 

2 Transformation bezeichnet hier den Übergang von einem 
alten zu einem neuen politischen Regime, in den vorliegend-
en Fällen den Übergang vom staatssozialistischen zu einem 
ersten, nicht-sozialistischen Regime in den Jahren 1989 bis 
1991/1992. Synonym verwendete Begriff e sind Systemwech-
sel, Transition oder umgangssprachlich „Wende“. Siehe hierzu 
Merkel 2010, S. 65f.

Mit Regime wird dabei die formelle und informelle 
Organisation des Herrschaftszentrums und dessen 
Beziehung zur Gesellschaft verstanden (vgl. Merkel 
2010, S. 63). In seinen zwei grundlegenden Ausprä-
gungen kann dieses entweder demokratisch oder 
autokratisch sein. Der Begriff  des Pfades ist dabei 
dem Historischen Institutionalismus (siehe z. B. 
Fioretos et al. 2016) entlehnt und bedeutet zum ei-
nen, dass ein einmal eingeschlagener Pfad schwer-
lich verlassen werden kann und dadurch eine Pfad-
abhängigkeit entsteht. In diesem Sinne verstärken 
sich Regimedynamiken im Zeitverlauf tendenziell 
weiter, auch wenn Veränderungen des Regimetyps 
möglich sind. Andererseits können jedoch endo-
gene oder exogene Krisen Pfadwechsel verursachen 
und damit bisherige Entwicklungen unterbrechen. 
Mit dem Begriff  des Entwicklungspfades wird somit 
die Dynamik eines Regimes über einen längeren 
Zeitraum hinweg erfasst und das Prozesshafte be-
tont. Ein Entwicklungspfad, welcher synonym zur 
Regimeentwicklung gebraucht wird, ist damit von 
der statischen Bestimmung des Regimetyps zu 
einem bestimmten Zeitpunkt zu unterscheiden. 
Es geht somit nicht primär um die Zuordnung zu 
einem konkreten Regimetyp zu einem bestimmten 
Zeitpunkt, sondern um das Nachzeichnen von Re-
gimeentwicklungsmustern über einen Zeitraum 
von nunmehr über 30 Jahren.
Das primäre Ziel der vorliegenden Arbeit ist eine 
Bestandsaufnahme bzw. ein Mapping der Entwick-
lungspfade der post-kommunistischen Staaten. 
Es handelt sich also nicht primär um eine kausal-
analytische Arbeit, welche die Entwicklungen zu 
erklären versucht, sondern um eine empirisch-
deskriptive Arbeit, welche einen Überblick über die 
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verschiedenen Entwicklungspfade der Staaten lie-
fert. Dabei stützt sich das Papier vorrangig auf die 
Ergebnisse eines Buchprojekts3 sowie auf die Daten 
des Varieties of Democracy Projekts (V-Dem). Basie-
rend auf diesen und ergänzt um weitere Sekundär-
literatur, werden induktiv fünf post-transforma-
torische Entwicklungspfade identi! ziert. Es zeigt 
sich dabei, dass die Regimeentwicklung der Staaten 
teils sehr unterschiedlich war, dass gleichzeitig je-

3 Priebus, Sonja und Beichelt, Timm (in Erschein-
ung): Die politischen Systeme im östlichen Europa. Institu-
tionen, Akteure, Prozesse. Wiesbaden: Springer VS.

doch intraregionale Musterverläufe erkennbar 
sind. Zudem wird deutlich, dass die Regimeentwick-
lung insgesamt sehr dynamisch ist: Eine erhebliche 
Anzahl an Regimen be! ndet sich drei Jahrzehnte 
nach der Systemtransformation immer noch in Be-
wegung.
Die Arbeit ist wie folgt aufgebaut: Zunächst werden 
die Konzepte der Post-Transformation und des post-
transformatorischen Entwicklungspfades erörtert 
sowie das methodische Vorgehen erläutert. Daran 
schließt das Mapping mit den fünf induktiv gewon-
nenen Entwicklungspfaden an. Den Schlussteil bil-
det eine Diskussion der Befunde. 

2.
Zum Konzept des post-transformatorischen Entwicklungspfades 

In der Forschung zur Regimeentwicklung der 
Staaten Mittel- und Osteuropas überwiegen Fall-
studien sowie Vergleiche weniger Fälle (jüngst ins-
besondere Ungarn und Polen), während Arbeiten, 
welche die Entwicklung aller Staaten vergleichend 
analysieren, kaum vorhanden sind. Eine Vielzahl 
von Arbeiten adressiert dabei das Phänomen des 
„democratic backsliding“ bzw. der Autokratisierung 
als ein Muster der Regimeentwicklung (siehe z. B. 
Bakke und Sitter 2020; Cianetti et al. 2018; Lorenz
und Anders 2021; Zielonka und Rupnik 2020). 
Damit wird jedoch nur eine Gruppe von Staaten, 
nämlich diejenigen, die einen Prozess der Auto-
kratisierung4 erfahren haben, betrachtet. Es gibt je-
doch kaum vergleichende und empirisch fundierte 
Arbeiten, die die Regimeentwicklung aller Staaten

4 Der vorliegende Beitrag nutzt den Begriff der Autokra-
tisierung, da dieser alle Veränderungen eines Regimes in 
Richtung Autokratie erfasst, unabhängig vom Regimetypus 
zu Beginn des Prozesses (Cassani und Tomini 2020, S. 277.

der Region ab Abschluss des formalen Übergangs 
zu einem nicht-kommunistischen System sys-
tematisch analysieren.5 Diese Lücke füllt die vor-
liegende Studie, indem sie die Entwicklungspfade 
der Staaten in der Post-Transformationsphase ver-
gleichend nachzeichnet.
Der Begriff  der Post-Transformation6 bezieht 
sich auf die der Transformation (bzw. alternativ: 
Regimewechsel, Systemwechsel) nachgelagerte 
Periode, also auf die Zeit nach dem Übergang vom 
kommunistischen zu einem neuen, nicht-kom-
munistischen Regime. Dieses Konzept trägt dem 
Umstand Rechnung, dass auch wenn die Staaten 
einen teils über Jahre gestreckten Transformations-
prozess durchliefen, die Institutionalisierung eines 
neuen, nicht mehr kommunistischen Regimes ab 
einem gewissen Zeitpunkt formal abgeschlossen 

5 Ausnahmen sind z. B. Stanley 2019; Beichelt 2022.
6 Siehe hierzu Holtmann 2009; Beichelt und Worschech 2022.
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war. In der Regel markierte in den Transformations-
staaten die Annahme einer neuen (demokratisch-
en) Verfassung den Abschluss der Institutiona-
lisierungsphase (Merkel 2010, S. 105) und damit 
zumindest formal das Ende des Kon# ikts um die 
Ausgestaltung des neuen Systems. In den meisten 
Staaten erfolgte die Verfassungsgebung bereits in 
den Jahren 1991/1992, Ausnahmen waren lediglich 
die Ukraine (1996), Bosnien und Herzegowina 
(1995) sowie Polen, wo nach der Kleinen Verfassung 
1992 erst 1997 die bis heute gültige Verfassung ver-
abschiedet wurde (Lorenz 2011). Auch wenn gerade 
frühe Regimeentwicklungen durch die während der 
Transformation etablierten Strukturen und Macht-
konstellationen stark beein# usst wurden, sind alle 
dieser Transformation nachgelagerten Regimeent-
wicklungen nicht mehr per se als Teil des Transfor-
mationsprozesses, sondern als Resultate diverser 
politischer und sozialer Veränderungen zu verste-
hen (Beichelt und Worschech 2022, S. 155). 
Als post-transformatorischer Entwicklungspfad (im 
Folgenden abgekürzt als PTEP) wird also  das vor-
rangige Muster in der Regimeentwicklung eines 
Staates in der Phase der Post-Transformation 
bezeichnet. Das Konzept mit seiner Abgrenzung 
zur Transformation bzw. zum Systemwechsel folgt
der von Magyar und Madlovics (2020) vorge-
schlagenen Unterscheidung zwischen primärem 
und sekundärem Entwicklungspfad. Unter dem 
primären Entwicklungspfad fassen sie den Über-
gang vom kommunistischen zu einem ersten post-
kommunistischen Regimetyp, während alle diesem 
Pfad nachgelagerten Veränderungen als sekundäre 
Entwicklungspfade gefasst werden. Sekundäre 
Entwicklungspfade können dabei entweder 
Verschiebungen innerhalb eines Regimes oder gar 
den Wechsel eines Regimetyps beinhalten (Magyar 
und Madlovics 2020, S. 622). Das hier verwandte 
Konzept des PTEP entspricht dabei im Großen und 
Ganzen dem sekundären Entwicklungspfad und 

kann entweder einen vollkommenen Regime- bzw. 
Pfadwechsel oder Verschiebungen innerhalb eines 
Regimes umfassen (Magyar und Madlovics 2023, 
S. 197). 
Hervorzuheben ist, dass mit den PTEPs nicht primär 
das Ergebnis (d. h. Regimetypus und Regime qualität 
zu einem bestimmten Zeitpunkt), sondern der 
Prozess der Regimeentwicklung erfasst wird. Die 
Betrachtung der Entwicklungspfade trägt dem 
Umstand Rechnung, dass die Entwicklung dieser 
Staaten äußerst dynamisch war und diese Dyna-
mik durch eine bloße Zuordnung zu Regimetypen, 
die letztendlich nur Momentaufnahmen sind, nicht 
abgebildet wird (Hale 2015, S. 7f.). Ein Beispiel soll 
dies verdeutlichen: Nach den aktuellsten Daten 
von V-Dem handelt es sich bei Belarus, Russland, 
Serbien, Ukraine und Ungarn im Jahr 2024 gleich-
ermaßen um elektorale Autokratien. Diese momen-
tane Zuordnung zu einer Gruppe verdeckt jedoch, 
dass diese Länder teils sehr unterschiedliche Ent-
wicklungspfade durchlaufen haben (siehe unten) 
und zudem die Mitglieder einer Gruppe auch 
stark hinsichtlich weiterer Eigenschaften, so etwa 
Vorhandensein einer politischen Strafverfolgung 
und Anwendung physischer Gewalt, variieren. Aus 
diesem Grund scheint es sinnvoll, die Regimeent-
wicklung der Staaten im Zeitverlauf, anstatt nur 
deren Regimezugehörigkeit in einem bestimmten 
Jahr zu betrachten.
Das primäre Ziel der vorliegenden Arbeit ist somit 
eine Bestandsaufnahme bzw. ein Mapping der 
empirischen Verläufe der Regimeentwicklungen 
in den post-kommunistischen Staaten sowie die 
induktive Entwicklung einer Typologie typischer 
Entwicklungs pfade. Damit handelt es sich primär 
nicht um eine kausal-analytische, sondern um eine 
empirisch-deskriptive Arbeit (siehe hierzu Gerring 
2012), die auf Basis verfügbarer Daten und Be o-
bachtungen Entwicklungsmuster identi! ziert und 
typologisch erfasst.
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Die Typologisierung der Regime basiert zum einen 
auf Sekundärliteratur, insb. auf den Kapiteln des 
genannten Buchprojekts. Zum anderen werden die 
Befunde mit Daten des V-Dem-Projekts verknüpft 
bzw. abgeglichen.7 Die Nutzung der Regimekatego-
rien erlaubt es, Veränderungen im Zeitverlauf auf 
Basis der dieser Einordnung zugrundeliegenden 
V-Dem-Indikatoren gesichert zu erfassen. Maßge-
blich ist dabei ein Index des Datensatzes, nämlich 
der des Regimetyps. Konkret arbeitet V-Dem mit 
vier Regimetypen (Lührmann et al. 2018): 

 · Liberale Demokratie, in der alle Anforderungen 
einer elektoralen Demokratie erfüllt, die Exeku-
tive durch rechtliche und legislative Schranken 
begrenzt und Freiheitsrechte gewährt sind;

7 Hierfür nutze ich den jüngsten Datensatz, abru$ ar unter
 https://www.v-dem.net/data/the-v-dem-dataset/. 

 · Elektorale Demokratie, in der freie und faire
Mehrparteienwahlen existieren sowie grund-
legende Freiheiten hinreichend garantiert sind;

 · Elektorale Autokratie, in der es zwar Wahlen
gibt, allerdings die fundamentalen Voraus-
setzungen für faire Wahlen nicht hinreichend 
gegeben sind;

 · Geschlossene Autokratie, in der weder freie
Wahlen noch die Voraussetzungen für diese 
exis tieren.

Die Entwicklung der Regimepfade orientiert sich 
dabei an den dominanten Mustern des Wandels 
der Regime im Zeitverlauf. Grundsätzlich kann es 
zu einem plötzlichen vollständigen Wechsel des 
Regimes kommen, zu wiederholten Wechseln des 
Regimes und zu Wandel innerhalb oder Stabilität 
eines Regimes. 

3.
Post-transformatorische Entwicklungspfade im östlichen Europa: 
Zwischen Demokratie und Autokratie 

Die überwiegend in den Jahren zwischen 1988 
und 1992 erfolgten Regimewechsel stellten für 
alle post-sozialistischen und post-sowjetischen 
Staaten Critical Junctures dar, also kondensierte, 
mitunter aber auch zeitlich gestreckte politische 
Ereignisse, die erheblichen Wandel auslösten (vgl. 
Collier und Collier 1991; Collier und Munck 2022). 
Unabhängig vom konkreten Ergebnis wurden in 
allen Staaten die alten Regimestrukturen abgelöst 
und durch neue Strukturen der Herrschaft ersetzt. 
Somit schlugen alle Staaten neue Pfade der Re-
gimeentwicklung ein. Im Anschluss an diesen ersten

radikalen Wandlungsprozess lassen sich in der Post-
Transformationsphase fünf unterschiedliche Ent-
wicklungsmuster identi! zieren, die auf Basis der
empirischen Zuordnung der Staaten im folgenden 
näher erläutert werden.

3.1 
Pfadabhängige Autokratisierung
 
Hierbei handelt es sich um Staaten, die von Anfang 
an kaum demokratische Minima erfüllten und 
sich jenseits einer formal-demokratischen Institu-
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tionenfassade zu stabilen Autokratien entwickel-
ten. Auch hier führte der Systemwechsel zwar 
zur Etablierung eines neuen, nicht-kommunis-
tischen Systems, jedoch war der post-transfor-
matorische Entwicklungspfad rasch durch einen 
zunehmenden Autokratisierungsprozess gekenn-
zeichnet. Dieser Entwicklung entsprechen Russ-
land und Belarus, was auch die Daten von V-Dem 
verdeutlichen. Belarus entsprach kurzzeitig (zwi-
schen 1992 bis 1994) einer elektoralen Demokra-
tie, wird seitdem jedoch ununterbrochen als elek-
torale Autokratie geführt. Russland wird seit 1991 
unverändert als elektorale Autokratie eingestuft. 
 In Russland wurde zunächst ein als fra-
gile elektorale Demokratie klassi! ziertes Regime 
etabliert, welches unter Präsident Boris Jelzin 
(1991-1999) trotz erheblicher De! zite ein gewisses 
Maß an Wettbewerb und Parteienpluralismus er-
möglichte (Stykow und Baumann in Erscheinung). 
Jedoch war dies weniger der Akzeptanz demo-
kratischer Spielregeln, als vielmehr einem „plura-
lism by default“ (Way 2005), also der Unfähigkeit 
des Präsidenten geschuldet, seine politische Macht 
zu festigen und die Opposition wirksam einzuhe-
gen oder gar zu unterdrücken. Dies führte in den 
1990ern zu einer „oligarchischen Anarchie“ (Mag-
yar und Madlovics 2023, S. 243), einer Situation 
ungezügelter Konkurrenz verschiedener politi-
scher und wirtschaftlicher Akteure bzw. Netzwerke, 
die sich gegenseitig in Schach hielten und kaum 
einer politischen oder rechtlichen Kontrolle unter-
lagen (vgl. Magyar und Madlovics 2023, S. 73, 104). 
Unter Präsident Wladimir Putin kam es ab 1999 zu 
einer Machtkonzentration und Stabilisierung des 
fragilen Systems, indem er oppositionelle Bewe-
gungen, machtvolle Oligarchen, konkurrierende 
– auch regionale – Akteure entweder ausschaltete 
oder kooptierte, die formalen Institutionen zur 
Konsolidierung seiner Macht und des Regimes ma-
nipulierte und eine starke Regierungspartei auf-

baute (Levitsky und Way 2010, Kap. 5; Stykow und 
Baumann 2023, S. 63–68). Die zunehmende Stabi-
lität ging allerdings mit einer nachhaltigen Auto-
kratisierung einher. 
Selbst wenn V-Dem Belarus in den ersten drei Jah -
ren nach dem Regimewechsel zumindest als elek-
torale Demokratie einstufte, erfolgte hier streng 
genommen ein fast nahtloser Übergang von 
einem autokratischen System zu einem anderen 
(von der kommunistischen Diktatur zur elekto-
ralen Autokratie). Zwar wurden auch hier demo-
kratische Institutionen eingeführt und es kam 
kurzzeitig zu einem „pluralism by default“, jedoch 
endete diese Phase bereits mit der ersten freien 
Präsidentschafts wahl und dem Sieg Aleksandr Lu-
kaschenkos 1994, der die kurz zuvor verabschiedete 
Verfassung zur autokratischen Konsolidierung 
nutzte (Steinsdorff  und Tronina in Erscheinung). 
In beiden Ländern wurden anschließend hochper-
sonalisierte präsidentialistische Regime konsoli-
diert, deren Stabilität auf einer Kombination der 
verschiedenen Strategien von Legitimation, Koop-
tation und Repression beruht (Gerschewski 2013; 
Rohava und Burkhardt 2020). Gerade die Repres-
sion nahm bei beiden im Zeitverlauf zu, was sich 
im verstärkten Vorgehen gegen Regimegegner 
– Oppositionelle, zivilgesellschaftliche Organisa-
tionen oder Andersdenkende – insbesondere im 
Vorfeld von Wahlen zeigt. In Russland wurde der 
anfänglich „weiche“ Autoriarismus Putins ab Be-
ginn seiner drittem Amtszeit 2012 zunehmend 
härter (Stykow und Baumann in Erscheinung), der 
russische Angriff skrieg auf die Ukraine ab 2022 be-
schleunigte innerstaatliche Repression weiter und 
führte zur Beseitigung der letzten zivilen Freiräu-
me (Behrends 2023). In beiden Fällen ist physische 
Gewalt zunehmend verbreitet, wofür die brutale 
Niederschlagung der Massenproteste nach der of-
fenkundig gefälschten Präsidentschaftswahl 2020 
in Belarus (Onuch und Sasse 2022) oder der Tod 
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des russischen Regimekritikers Alexej Nawalny 
2024 Beispiele sind.8 
Während ein Pfadwechsel in beiden Fällen zumin-
dest unter den aktuellen Bedingungen unwahr-
scheinlich scheint, sind die Regime an sich äußerst 
dynamisch und passen sich strukturell und ideell 
an (Hale et al. 2019). Solch ein „adaptiver Autorita-
rismus“ (Frear 2019) gewährleistet vor dem Hinter-
grund externer sowie interner Herausforderungen 
Regimestabilität. Ereignisse wie der Protest in Bela-
rus zeigen jedoch, dass auch diesem Regimewandel 
Grenzen gesetzt sind, sobald die die Regimestabili-
tät gewährleistenden Voraussetzungen, etwa in 
Form eines starken Wirtschaftswachtsums verbun-
den mit materieller Sicherheit der Bürger, nicht 
mehr gegeben sind (siehe Stykow 2020). 

3.2 
Pfadwechsel

Staaten dieser Gruppe haben nach der Transforma-
tion einen zweiten Regimewechsel durchlaufen, 
entweder von einer Autokratie zur Demokratie oder 
von einer Demokratie zur Autokratie.

a) Demokratischer Pfadwechsel 

Zu den Fällen dieser Variante zählen Albanien 
1997, die Slowakei 1998, Kroatien 1999/2000 und 
Serbien 2000. Diese vier Staaten erfuhren nach 
den Regimewechseln Autokratisierungsprozesse, 
wobei diese durchgehend von bereits den System-
wechsel maßgeblich mitgestaltenden politischen 

8 Im Jahr des Beginns des russischen Angriff skrieges auf die
Ukraine 2022 stieg die Anzahl politisch motivierter Straftaten 
besonders an, ging im nächsten Jahr jedoch wieder zurück. 
Siehe https://laender-analysen.de/russland-analysen/446/
politische-strafrechtliche-verfolgung-in-russland/. 

Führungspersönlichkeiten vorangetrieben wurden. 
In der Slowakei war dies Ministerpräsident Vladimír 
 Mečiar, in Kroatien Staatspräsident Franjo Tuđman, 
in Albanien Staatspräsident Sali Berisha und in Ser-
bien (damals noch im Verbund mit Monte negro) 
Präsident Slobodan Milošević. Allesamt waren auch 
Vorsitzende ihrer jeweiligen Parteien, was ihre 
Machtfülle zusätzlich vergrößerte. Es waren somit 
die Schlüssel! guren des Systemwechsels, die ihre 
neugeschaff enen Positionen in einem noch fragi-
len demokratischen Setting nutzten, um politische 
und ökonomische Macht zu akkumulieren und 
eine Phase der autoritären Herrschaft einzuleiten.9 
In Kroatien und Serbien wurde diese Entwicklung 
durch die Problematik der Nationen- und Staatsbil-
dung noch weiter begünstigt (Zakošek 2008) .
Ähnlich waren auch die Auslöser für und die Wege 
zum demokratischen Pfadwechsel. In der Slowakei 
war es aufgrund einer zunehmenden Isolierung 
des Landes innerhalb Europas und der Empfehlung 
der Europäischen Kommission zur Nichtaufnahme 
in die EU zu einer beispiellosen Mobilisierung der 
Opposition und Zivilgesellschaft im Vorfeld der 
Parlamentswahlen 1998 gekommen (Vachudova 
2005, S. 170–175; Pridham 2002). In Kroatien eb-
nete der Tod des Staatspräsidenten Ende 1999 den 
Weg zur Demokratisierung (Levitsky und Way 2010, 
S. 116f.). Seine Partei, die Kroatische Demokratische 
Gemeinschaft (HDZ), hatte jedoch bereits vorher an 
Zustimmung verloren und war intern gespalten; 
mit dem Tod Tuđmans büßte sie ihre Vormachtstel-
lung vollends ein und die Opposition konnte so wohl 

9 Dies verdeutlicht nicht nur die Erklärungskraft akteurszentrier-
ter Ansätze in der Transformationsforschung, welche die Rolle 
einzelner oder kollektiver Akteure in solchen Übergangssitu-
ationen und fragilen institutionellen Kontexten betonen. Die 
Beispiele zeigen, dass oft tatsächlich die Staatspräsidenten 
die „Kapitäne des Systemwechsels“ waren (Stykow 2006), 
auch wenn sie das Schiff  nicht notwendigerweise in Richtung 
Demokratie lenkten.
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die Parlamentswahlen als auch die drei Wochen 
später statt! ndenden Präsidentschaftswahlen für 
sich entscheiden (Bellamy 2001). In Serbien war 
das Milošević-Regime bereits einige Jahre durch 
westliche Sanktionen wirtschaftlich geschwächt 
gewesen (Levitsky und Way 2010, S. 107–108), als 
eine massive zivilgesellschaftliche Mobilisierung 
nach den umstrittenen Präsidentschaftswahlen 
2000, die sog. Bulldozer-Revolution, deren Ende ein-
leitete (Bochsler und Žilović in Erscheinung). Durch 
den Druck von unten wurde die Wahl schließlich 
zugunsten des oppositionellen Kandidaten Vojis-
lav Koštunica entschieden (Thompson und Kuntz 
2004), gefolgt von einem Sieg der Opposition bei 
den darauff olgenden Parlamentswahlen. Entschei-
dend für den demokratischen Pfadwechsel in allen 
drei Fällen war, dass es sich trotz der deutlich au-
toritären Regimezüge um kompetitive autoritäre 
Regime handelte, in denen ein Machtwechsel durch 
Wahlen noch möglich war (Levitsky und Way 2010). 
Lediglich in Albanien kam es aufgrund einer endo-
gen verursachten Krise, nämlich des Kollapses eines 
großangelegten Geldanlagensystems, zum Zusam-
menbruch der politischen Ordnung (Osterberg-
Kaufmann in Erscheinung).10 Verschiedene Finanz-
gesellschaften, von denen viele der regierenden 
Albanischen Demokratischen Partei (PDSH) von 
Präsident Berisha nahestanden und sogar deren 
Wahlkämpfe ! nanziert hatten (Schmidt-Neke 
1998, S. 399), hatten mit hohen Renditen gelockt. 
Ende 1996 begannen diese jedoch zu kollabieren, 
worauf die Bevölkerung, die in diese Systeme inves-
tiert hatte, mit massiven, von Gewalt durchzogenen 
Protesten im ganzen Land reagierte. Trotz der Ver-
suche Berishas, den Kon# ikt einzuhegen, trat dieser 
schließlich nach den vorgezogenen Wahlen im Juni 

10 Dies beschreibt die Politikwissenschaftlerin Lea Ypi ein-
drucksvoll in ihrem autobiographischen Roman Frei. Erwach-
senwerden am Ende der Geschichte, Suhrkamp 2023. 

1997, welche die oppositionelle Sozialistische Partei 
Albaniens (PSSH) gewonnen hatte, zurück (Schmidt-
Neke 1998, S. 399–403).
Anzumerken ist hierbei, dass die demokratischen 
Pfadwechsel nicht zwingend eine spätere lineare 
Entwicklung hin zur Demokratie bedeuteten. In 
Albanien war der Prozess der Demokratisierung 
schwierig, weshalb Albanien von V-Dem noch bis 
2004 als elektorale Autokratie geführt wurde und 
erst ab 2005 als elektorale Demokratie. Kroatien 
dagegen entwickelte sich zu einer nicht-konsoli-
dierten, elektoralen Demokratie (und wurde ab 
2000 auch als solche eingestuft) und stagniert seit-
dem auf diesem Niveau. 
Die Slowakei dagegen wurde bereits ab 1999 als 
liberale Demokratie geführt und durchlief in den 
zwei Jahrzehnten danach eine relativ geradlinige 
demokratische Entwicklung. Allerdings gewan-
nen nach dem EU-Beitritt zunehmend informelle 
Praktiken und eine majoritäre Politikauff assung 
an Bedeutung (Dolný und Malová in Erscheinung). 
Schließlich off enbarten Untersuchungen nach dem 
Mord am Investigativjournalisten Ján Kuciak 2018, 
welche Rolle informelle Netzwerke aus Politik und 
Wirtschaft sowie institutionalisierte Korruption auf 
höchster Ebene spielten. Folglich stufte V-Dem die 
Slowakei ab 2019 zu einer elektoralen Demokratie 
herab. Seit dem Amtsantritt der IV. Regierung Ro bert 
Fico (Smer-SD) im Herbst 2023 zeigen sich zudem 
Anzeichen einer neuen autokratischen Wendung, 
da die Regierung Reformen der Antikorruptions-
strukturen, der Justiz, aber auch Kultur und Me-
dien vorantreibt und die Opposition marginalisiert 
(Steuer und Malová 2023; Čuroš 2024). 
In Serbien erwies sich der Pfadwechsel als am 
wenigsten nachhaltig: Nachdem 2012 die Serbische 
Fortschrittspartei (SNS) sowohl die Präsidentschafts- 
als auch die Parlamentswahlen für sich entschieden 
hatte, kam es unter Aleksandar Vučić – zunächst 
als Ministerpräsident, ab 2017 als Präsident – zu 
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einem zweiten, autokratischen Pfadwechsel (Cast-
aldo 2020), weshalb Serbien seit 2013 von V-Dem 
als elek torale Autokratie geführt wird. Die zuneh-
mende Autokratisierung wird zudem von einer 
Abwendung von der EU und Hinwendung zu Russ-
land begleitet. Die vorgezogenen Parlamentswah-
len vom Dezember 2023, die nicht als frei und fair 
galten, brachten erneut eine absolute Mehrheit für 
die regierende SNS (Pavlović 2024) und indizieren 
somit ein Fortschreiten des autokratischen Pfades. 

b) Autokratischer Pfadwechsel

Zusammen mit Ungarn ab 2010 und Polen ab 
2015 gehört Serbien damit gleichzeitig auch in 
die Gruppe des autokratischen Pfadwechsels.11 
Während sich in Serbien nicht zuletzt aufgrund 
der Kürze der Zeit keine stabile Demokratie ver-
ankern konnte (Castaldo 2020) und der Bruch ab 
2012 somit weniger überraschend war, galten Un-
garn und Polen als Demokratisierungsvorreiter und 
damit als least likely-Fälle. Gemeinsam ist den zwei 
Fällen zudem, dass die den autokratischen Pfad-
wechsel tragenden Regierungsparteien – Fidesz-
KDNP in Ungarn, Recht und Gerechtigkeit (PiS) in 
Polen – bereits vorher Regierungsverantwortung 
innehatten und eine Politik verfolgten, welche die 
spätere Autokratisierung vorwegnahm. Mit ihrem 
stark majoritären Politikverständnis und der zu-
nehmenden Aushöhlung formaler Institutionen 
durch informelle Praktiken nahm die erste Fidesz-
geführte Regierung von Viktor Orbán von 1998 bis 
2002 den späteren Regimewechsel gewissermaßen 

11 In der Literatur wird dieser Prozess oft als „democratic back-
sliding“ bezeichnet. Entscheidend ist dabei, dass es sich um 
einen graduellen Prozess handelt, der meist von rechtspo-
pulistischen Regierungen vorangetrieben wird und dessen 
Ergebnis off en ist. Siehe hierzu Bermeo 2016; Waldner und 
Lust 2018.

vorweg (Priebus und Végh in Erscheinung). Ähnlich 
waren auch in Polen unter der ersten kurzlebigen 
Regierung von Jarosław Kaczyński zwischen 2005 
und 2007, bestehend aus PiS, der Liga Polnischer 
Familien und Samoobrona, demokratieabträgliche 
Tendenzen zu erkennen. So distanzierte sich die
Regierung mit der Proklamation einer neuen 
 „Vierten Republik“ von der 1997er Verfassung und 
dem entstandenen demokratischen System und be-
gann, Gesetze zu verabschieden, die im klaren Wi-
derspruch zur Verfassung standen (Sadurski 2019, 
S. 51). Zudem beförderte sie durch die Herau$ e-
schwörung von Feindbildern erheblich eine innen-
politische Polarisierung (Loew 2006), ähnlich wie in 
Ungarn. 
Die autokratischen Pfadwechsel führten jedoch 
nicht zu identischen Regimeoutcomes. Ungarn 
wird von V-Dem (ebenso wie Serbien) seit 2018 als 
elektorale Autokratie eingestuft, wobei der Prozess 
der Autokratisierung durch permanente Herrschaft 
per Dekret sowie Maßnahmen zur Unterbindung 
oppositioneller Aktivität und unabhängiger Me-
dien weiter vorangetrieben wird. Polen dagegen 
ist eine elektorale Demokratie geblieben. In seinem 
Bericht von 2023 konstatierte V-Dem, dass hier der 
Autokratisierungsprozess stagniert sei, bevor es 
zu einem demokratischen Zusammenbruch kom-
men konnte (V-Dem Institute 2023, S. 23). Dies ist 
durch verschiedene Faktoren erklärbar, nicht zuletzt 
dem Fehlen einer verfassungsändernden Mehrheit, 
wiederholten Spannungen in der polnischen Re-
gierungskoalition und einer aktiveren Zivilgesell-
schaft.
Nach den Parlamentswahlen im Herbst 2023, die 
in einem Regierungswechsel durch ein Bündnis 
oppositioneller Kräfte bestehend aus Bürgerkoa-
lition (KO), Dritter Weg (TD) und Neue Linke unter 
Führung Donald Tusks mündete, zeichnet sich nun 
ein erneuter demokratischer Pfadwechsel ab. Das 
Regierungsbündnis hat sich die Wiederherstel-
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lung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit auf 
die Fahnen geschrieben und im Februar 2024 den 
sog. Action Plan for Restoring the Rule of Law vor-
gestellt, dessen Maßnahmen zentrale, durch die 
PiS-Regierung durchgesetzte Reformen im Justiz-
bereich revidieren sollen (Ministry of Justice 2024). 
Allerdings ist der Ausgang des Versuchs der neuen 
Regierung, die Rechtaatlichkeit wiederherzustellen, 
aufgrund politischer und rechtlicher Hürden un-
gewiss (Karolewski in Erscheinung; Priebus 2024). 

3.3 
Nicht-Konsolidierung der Demokratie 

In einigen Staaten etablierten sich zwar Demokra-
tien, aber mit De! ziten vor allem in den Bereichen 
Justiz, Korruption und Klientel- sowie Patronage-
politik, welche sich insgesamt negativ auf deren 
Rechtsstaatlichkeit auswirkten und die teils trotz 
EU-Mitgliedschaft bisher nicht vollständig besei-
tigt wurden. Diese Staaten be! nden sich gewisser-
maßen in einem permanenten Zustand der vermin-
derten demokratischen Qualität, einer „arrested 
democratic consolidation“ (Stanley 2019, S. 351), 
ohne dass sie bisher eine deutliche Hinwendung 
zur Autokratie erlebt hätten. Zu dieser Gruppe ge-
hören die EU-Mitglieder Bulgarien, Rumänien und 
Kroatien ab 2000, sowie die Nicht-EU-Mitglieder 
Albanien ab 1997, Bosnien und Herzegowina sowie 
der Kosovo, welche von V-Dem durchgängig als elek-
torale Demokratien klassi! ziert werden. Zu dieser 
Gruppe kann auch Montenegro gezählt werden, ob-
gleich das Land einen gewissen Sonderstatus in der 
Gruppe einnimmt (siehe unten). Anzumerken ist 
dabei, dass auch wenn die Regimeentwicklung in 
dieser Gruppe ähnlich war bzw. ist, diese teils sehr 
unterschiedliche Ausgangsbedingungen hatten. 
So durchliefen die Nachfolgerstaaten Jugoslawiens 
zunächst Kriege und einen Prozess der Staatsbil-

dung, bevor eine Demokratisierung möglich wurde, 
was in Rumänien und Bulgarien nicht der Fall war.
In Bulgarien und Rumänien pendelte sich die 
demokratische Qualität von Beginn an auf einem 
niedrigeren Niveau als in anderen Staaten der Re-
gion ein und stagnierte bald (Stanley 2019, S. 350). 
Insbesondere De! zite bei der Unabhängigkeit der 
Justiz und Korruption auf höchster Ebene verhin-
derten eine demokratische Konsolidierung, was sich 
auch nach deren EU-Beitritten nicht änderte (Ganev 
2013). Die demokratieabträgliche, hochgradige Ver-
# echtung von Politik, Wirtschaft und Justiz wird in 
Bulgarien mit dem Begriff  der zadkulisie (Hinter den 
Kulissen) erfasst (Spirova in Erscheinung). Zudem 
kam es nach dem Antritt der rechtskonservativen 
Regierungspartei GERB unter Ministerpräsident 
Bojko Borissow 2009 zu einer weicheren, als „soft 
decisionism“ bezeichneten Art der demokratischen 
Regression (Ganev 2018). Während Ministerpräsi-
dent Borissow nie demokratische und rechtsstaatli-
che Institutionen off en attackiert oder abgebaut 
hat, hat er Macht informell in seinen Händen 
konzentriert und formale Strukturen umgangen. 
Insofern lässt sich in Bulgarien kein dezidierter 
Demokratieabbau wie in Ungarn oder Polen be-
obachten, weshalb diese Entwicklung auch nicht 
als Fall von democratic backsliding diskutiert wurde 
(Spirova in Erscheinung). 
Auch in Rumänien stellt Korruption weiterhin 
eines der Hauptprobleme dar, mit wiederholten 
Versuchen parteipolitischer Akteure, die Justiz 
sowie Antikorruptionsstrukturen zu schwächen, 
so zuletzt 2017/2018 unter der regierenden So-
zialdemokratischen Partei (PSD) (Veser 2019). 2012 
kam es zudem zu einer veritablen Verfassungskrise, 
nachdem Ministerpräsident Victor Ponta versucht 
hatte, Staatspräsident Traian Băsescu rechtswidrig 
abzusetzen (Gabanyi 2014). Im Vergleich zu Bul-
garien wird Rumänien insgesamt dennoch eine 
leicht positivere Entwicklung von Demokratie und 
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Rechtsstaatlichkeit attestiert, da es abgesehen von 
Korruption und Kon# ikten um die Anti-Korruptions-
strukturen keine demokratischen Rückschritte etwa 
bei Wahlen oder demokratischen Institutionen gibt, 
rechtspopulistische Parteien kaum eine Rolle spie-
len und die Gesellschaft sich durch eine stark pro-
europäische Haltung auszeichnet (Hagemann in 
Erscheinung). 
In Kroatien werden die „autoritären Erbschaf-
ten“ der Tuđman-Ära zur Erklärung für das Wei-
terbestehen anti-demokratischer Praktiken und 
damit für die Nichtkonsolidierung der Demokratie 
herangezogen (Castaldo und Pinna 2019). Korrup-
tion und Patronage auf höchster Ebene stellen seit 
jeher ein zentrales Hindernis für die Demokratie 
dar (Freedom House 2023). Verstärkt werden diese 
Tendenzen zusätzlich dadurch, dass die ehemalige 
Tuđman-Partei HDZ 2015 als führende Regierungs -
partei an die Macht zurückkehrte und demo-
kratische Rückschritte beschleunigte. Insbesondere 
die Medienfreiheit, die Justiz und unabhängige 
Institutionen gerieten seitdem zunehmend unter 
Druck (Čepo 2020). Aus diesem Grund spricht V-
Dem seit einigen Jahren von einer kontinuierlichen 
„Autokratisierung“ und nennt das Land in einem 
Atemzug mit Ungarn, Polen und Serbien (V-Dem 
Institute 2024, S. 10). Allerdings ist in Kroatien 
bislang kein gezielter Abbau demokratischer und 
rechtsstaatlicher Strukturen zu verzeichnen und 
die Regierung gibt sich pro-europäisch, weshalb 
man nicht von einer demokratischen Regression, 
sondern höchstens einer demokratischen Stagna-
tion sprechen könnte (Pauković und Raos 2023). 
 In Bosnien und Herzegowina liegt die Nicht-
konsolidierung der Demokratie bzw. die Stagnation 
auf dem Niveau einer elektoralen Demokratie nicht 
zuletzt im Design des Systems begründet. Mit dem 
1995-er Dayton-Abkommen und der darau/ in ver-
abschiedeten Verfassung wurde ein konsensuales 
Föderalsystem geschaff en, um die Interessen der 

drei konstituierenden Volksgruppen – Bosniaken, 
Kroaten und Serben – auszugleichen (Banović 
und Išerić in Erscheinung). Damit schlug sich die 
eth nische Fragmentierung in einem komplexen 
politischen System nieder, welches Blockaden be-
günstigt und Reformanstrengungen behindert. 
Auch der nicht-vollständig anerkannte Kosovo stag-
niert auf dem Niveau einer elektoralen Demokra-
tie, wobei die demokratische Konsolidierung nicht 
zuletzt durch die Dominanz von informellen Netz-
werken (Clans) und informellen Praktiken verhin-
dert wird (Mexhuani in Erscheinung). 
Montenegro wird auch diesem Pfad zugeordnet, 
unterscheidet sich aber von den anderen Ländern 
in einigen Punkten. Erstens stagnierte die demo-
kratische Entwicklung des Landes lange auf einem 
noch niedrigeren Niveau: Von 1998 bis 2020 wurde 
Montenegro fast ununterbrochen als elektorale Au-
tokratie eingestuft; erst ab 2021 erhielt es den Sta-
tus einer elektoralen Demokratie. Für diese Stagna-
tion war maßgeblich, dass in Montenegro bis 2020, 
also über 30 Jahre lang, eine einzige Partei, die re-
formkommunistische Demokratische Partei der So-
zialisten (DPS) ununterbrochen regierte (Laštro und 
Bieber in Erscheinung). Bereits der Systemwech-
sel wurde von diesen Ex-Kommunisten dominiert, 
weshalb Beobachter von einer „stalled transition“ 
sprechen (Darmanovic 2003, S. 147). Anschließend 
schaff te es die DPS, ihre Macht über Jahrzehnte 
durch Wahlen zu konsolidieren, was zu einer 
„Demokratie ohne Regierungswechsel“ (Komar und 
Živković 2016) und einer hochgradigen politischen 
Kontinuität führte (Bieber 2003, S. 11). Erst 1997, 
als es in Folge eines innerparteilichen Kon# ikts 
zwischen Staatspräsident Momir Bulatović und Pre-
mierminister Milo Đukanović zu einer Spaltung der 
DPS kam, setzte ein Demokratisierungsschub ein 
(Bieber 2003; Darmanovic 2003). Die Parlaments-
wahlen von 2020, welche eine Niederlage der DPS 
und die Formierung einer Koalition aus opposi-
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tionellen Parteien brachte, beendeten schließlich 
deren Dominanz (Laštro und Bieber in Erscheinung). 
Seit 2021 führt V-Dem das Land bereits als elekto-
rale Demokratie, allerdings bleibt abzuwarten, wie 
nachhaltig diese Demokratisierung ist.

3.4 
Pfadabhängige Demokratisierung 

In den meisten Ländern dieser Gruppe verliefen 
die Systemwechsel nahezu reibungslos und es 
konnten sich hier rasch konsolidierte Demokratien 
etablieren. Ihre Entwicklung in der Post-Transforma-
tionsphase ist daher überwiegend durch ein hohes 
demokratisches Niveau und durch das Fehlen von 
demokratiegefährdenden Tendenzen gekennzeich-
net gewesen. In diese Gruppe gehören die Bal-
tischen Staaten Estland, Litauen und Lettland sowie 
Tschechien und Slowenien. V-Dem stufte diese 
meist bereits sehr früh als liberale Demokratien ein: 
Tschechien ab 1990, Slowenien ab 1991, Litauen ab 
1993, Estland ab 1996 und Lettland ab 2010. 
 Als ehemalige Mitglieder der Sowjet union 
wirkte in den Baltischen Staaten der Wunsch nach 
Abgrenzung zum ehemaligen Hegemon Russ-
land gewissermaßen als Katalysator für Demo-
kratisierung und Westintegration. Auch wenn Un-
terschiede hinsichtlich der Geschwindigkeit ihrer 
demokratischen Konsolidierung bestanden, mit 
Estland als Frontrunner und Lettland sowie Litauen 
als Nachzügler, gelten diese als Erfolgsgeschichten 
der Transformation (Kneuer 2012). Zwar bestehen 
auch in diesen Systemen Funktionsde! zite, zum 
Beispiel instabile Regierungen, wie in Lettland 
(Matthes in Erscheinung), und auch hier gewin-
nen rechtspopulistische Parteien an Zustimmung, 
wie die Estnische Konservative Volkspartei (EKRE) 
(Solska und Gugelmann in Erscheinung). Nicht zu-
letzt werfen Kon# ikte um den Umgang mit den 
russischen Minderheiten in Lettland und Estland 

grundlegende Fragen demokratischer Partizipation 
auf. Allerdings wird argumentiert, dass paradoxer-
weise eben die Exklusion der russischen Minderheit 
die demokratische Stabilität der Länder garantiert 
habe, indem dadurch Kon# ikte und Debatten über 
das System ausgeklammert worden seien (Cianetti 
2018). 
 In Tschechien und Slowenien war die 
demokratische Entwicklung ebenfalls linear, je-
doch kam es in beiden Staaten zum Ende des drit-
ten Jahrzehnts nach der Transformation zu „illi-
beralen Schwenkern“ (Bustikova und Guasti 2017). 
In Tschechien bildete 2017 der Unternehmer und 
Milliardär Andrej Babiš eine Regierung unter der 
Führung seiner Partei Aktion Unzufriedener Bürger 
(ANO). Problematisch war insbesondere die Ver-
quickung politischer und wirtschaftlicher Macht, da 
Babiš Eigentümer von Agrofert, eines der größten 
Unternehmen Tschechiens, sowie des zwei der 
größten Tageszeitungen herausgebenden Verlags-
hauses Mafra war (Hanley und Vachudova 2018). 
Obgleich er und seine Partei populistisch sind 
(Guasti 2020) und er sich für eine Zentralisierung 
sowie Straff ung politischer Prozesse ausspricht, hat 
Babiš, anders als Orbán oder Kaczyński, während 
seiner Amtszeit keine starke ideologische Agenda 
verfolgt, die in dezidierten Attacken auf den Rechts-
staat und demokratische Verfahren mündeten. 
 In Slowenien, einer weiteren „Erfolgsge-
schichte“ der Transformation, wurde bereits nach 
der Finanzkrise eine milde Form der demokratisch-
en Regression konstatiert (Bugaric und Kuhelj 
2015). Ähnlich wie in den anderen Staaten der Re-
gion war hierfür primär die Vereinnahmung des 
Staates durch bestimmte Eliten, die Vorherrschaft 
informeller Netzwerke, Korruption und die relative 
Schwäche unabhängiger Institutionen und Me-
dien ursächlich. Hinzu kam eine immer stärkere 
politische Polarisierung zwischen links-liberalen 
und konservativen Parteien (Pickel et al. in Erschei-
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nung). Diese Regression wurde deutlicher, nachdem 
Janez Janša zu Beginn der Corona-Pandemie 2020 
zum dritten Mal Ministerpräsident wurde. Unter 
ihm gerieten besonders die Medien, die staatliche 
Nachrichtenagentur und kritische Journalisten un-
ter Druck, aber auch unabhängige Institutionen 
und Justizorgane wie das Verfassungsgericht sowie 
intermediäre Organisationen wie der Wirtschafts- 
und Sozialrat (Bardutzky et al. 2021; Fink-Hafner 
und Bauman 2022; Fink-Hafner 2024).
 In beiden Staaten wurden diese „illibe-
ralen“ Phasen jedoch durch den Sieg oppositionel-
ler Kräfte bei den nächsten Wahlen beendet. In 
Tschechien wurden die Parlamentswahlen von 2021 
als Entscheidung zwischen Populismus versus Anti-
Populismus geframet (Havlík und Kluknavská 2022) 
und die ANO-geführte Regierung durch ein brei-
tes Anti-Babiš-Bündnis unter Führung der Demo-
kratischen Bürgerpartei (ODS) abgelöst. 2023 setzte 
sich zudem der ehemalige NATO-General Petr Pavel 
gegen Babiš im Kampf um das Amt des Staatspräsi-
denten durch. Dass sich die tschechische Demokra-
tie als resilient erwies, wird dabei verschiedenen 
Faktoren, etwa der schwachen Rolle von Religion, 
der geringen Empfänglichkeit für nationalistische 
Töne und Verschwörungstheorien sowie den posi-
tiven Erfahrungen mit der Demokratie vor dem So-
zialismus zugeschrieben (Buben und Kouba 2023). 
Auch in Slowenien wurde Janšas Partei in den Par-
lamentswahlen 2022 abgestraft, während – durch-
aus typisch für Slowenien – der Newcomer Robert 
Golob, der erst kurz zuvor seine politische Karriere 
an der Spitze seiner Partei Stimme des Volkes-Frei-
heitsbewegung gestartet hatte, aus diesen als Sieger 
hervorging (Krašovec 2022). Die Abwahl dieser Re-
gierungen durch pro-demokratische Kräfte schließt 
allerdings künftige „illiberale Schlenker“ nicht aus. 

3.5 Regimezyklen

Einige Staaten folgen Entwicklungsmustern, die 
Henry Hale als Regimezyklen bezeichnet hat (Hale 
2015, S. 87f.). Hierbei lässt sich eine Abfolge von 
stärker demokratischen mit stärker autoritären 
Phasen identi! zieren.12 Demokratisierungsschübe 
bzw. stärker demokratische Phasen sind dabei oft 
Resultat eines „pluralism by default“ (Way) oder 
eines Wettbewerbs konkurrierender Netzwerke 
(Hale) und damit weniger tatsächlicher Reformen. 
Mitunter kommt es in diesen Staaten gar zu „Revo-
lutionen“, die zu einem temporären Demokra-
tisierungsschub, aber nicht zu einem demokratisch-
en Durchbruch führen. Der Pfad des Regimezyklus 
unterscheidet sich dabei von dem Pfad der Nicht-
Konsolidierung der Demokratie dadurch, dass es 
kein bloßes Verharren im Stadium einer Demokra-
tie mit verminderter Qualität ist, sondern dass es 
einen wiedeholten und dezidierten Wechsel zwi-
schen dem demokratischen (elektorale Demokartie) 
und autokratischen Regimetyp (elekorale Autokra-
tie) gibt. Vom Entwicklungspfad des Pfadwechsels 
unterscheidet sich dieser dadurch, dass der Bruch 
einerseits nicht so dezidiert ist und dass zweitens 
eine stärker autokratische Phase letztendlich kein 
singuläres Ereignis bleibt, sondern sich autoritäre 
Phasen in Abständen wiederholen. 
Diesem Muster entsprechen die Ukraine, Moldau 
und Nordmazedonien (siehe auch Magyar und 
Madlovics 2023). In der Ukraine sah die 1996 auf 
Druck Präsident Leonid Kutschmas verabschiedete 
Verfassung eine „geteilte Exekutive“ (Hale 2015, 

12 Während Hale den Begriff  jedoch für präsidentielle Verfas-
sungen nutzt und ein Regimezyklus das Changieren zwischen 
einer (autoritären Phase) und mehreren Pyramiden (stärker 
demokratische Phase) umfasst, wird hier Regimezyklus le-
diglich für den Wechsel zwischen stärker demokratischen 
und stärker autokratischen Phasen genutzt, unabhängig vom 
Typus der Verfassung.
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S. 431) vor, wodurch es später zu einem regelmäßi-
gen Wechsel zwischen den zwei Varianten der 
semi-präsidentiellen Regierungsform, der präsi-
dentiell-parlamentarischen und der parlamenta-
risch-präsidentiellen Variante mit unterschiedlicher 
Dominanz des Präsidenten kam. Unter dem anfäng-
lich präsidentiell-parlamentarischen System mit 
starken präsidentiellen Kompetenzen konnte Präsi-
dent Kutschma seine Macht verfestigen und ein von 
verschiedenen Netzwerken unterstütztes Einpyra-
midensystem etablieren (Minakov 2019, S. 232f.). 
2004, im Zuge der Orangen Revolution, wurden die 
Kompetenzen des Präsidenten beschnitten und ein 
parlamentarisch-präsidentielles System eingeführt, 
wodurch zwei konkurrierende Machtzentren (Präsi-
dent und Regierungschef) entstanden (Hale 2015, 
S. 13). 2010 ließ Präsident Wiktor Janukowytsch diese
Verfassungsänderung vom Verfassungsgericht an-
nullieren, um zur präsidentiell-parlamentarischen 
Variante zurückzukehren. Im Zuge der Euromaidan-
Proteste 2014 wurde wieder das parlamentarisch-
präsidentielle System in Kraft gesetzt (Pleines in Er-
scheinung). Der Wechsel zwischen den zwei Typen 
ging tendenziell mit stärker demokratischen oder 
autokratischen Phasen einher. Laut V-Dem quali! -
zierte sich die Ukraine von 1996 bis 2005 zunächst 
als eine elektorale Autokratie. Von 2006 bis 2009 
war sie eine elektorale Demokratie und ab 2010 
wieder eine elektorale Autokratie. Lediglich nach 
dem letzten Wechsel zur parlamentarisch-präsi-
dentiellen Variante 2014 kam es nicht zur Hoch-
stufung zur elektoralen Demokratie, dies geschah 
erst 2019, nachdem der Oligarch Petro Poroschenko 
vom Newcomer Wolodymyr Selenskyj im Präsiden-
tenamt abgelöst wurde. 
Dies indiziert, dass auch wenn der Wechsel des 
Regierungssystems durch die Stärkung unter-
schiedlicher Akteure maßgeblich die politischen 
Dynamiken beein# usst hat, Demokratisierung 
und Autokratisierung auch von weiteren Faktoren 

abhängen. Im Falle der Ukraine wird nicht zuletzt 
der seit 2022 andauernde russische Angriff skrieg 
die Regimeentwicklung beein# ussen. Während 
Selenskyjs bereits vor der Invasion begonnene „De-
Oligarchisierungspolitik“, welche die Macht oligar-
chischer Netzwerke zu brechen sucht, demokra-
tisierend wirken sollte, folgt er mit dieser letzlich 
der Logik der präsidentiellen Machtkonzentration 
(Minakov 2023). Darüber hinaus führen auch der 
Kriegszustand und wiederholte Regierungsumbil-
dungen durch den Präsidenten zu einer erhöhten 
Machtkonzentration in seinen Händen (Khmelko 
2024; Ivanova und Rudolph 2024). So führt V-Dem 
die Ukraine seit 2022 wieder als elektorale Autokra-
tie. Es bleibt abzuwarten, ob es zu einer andau-
ernden Phase der Machtverdichtung kommt, insbe-
sondere über ein Ende des Krieges hinaus. 
 Auch in Moldau fand wiederholt ein Chan-
gieren zwischen stärker demokratischen und stär-
ker autokratischen Phasen statt. Ähnlich wie in 
der Ukraine ging diese Dynamik mit Wechseln des 
Regierungssystems einher (Fruhstorfer 2016; Doll-
baum in Erscheinung). Nach der Einführung eines 
parlamentarisch-präsidentiellen Systems 1994 
setzte das Parlament 2000 den Wechsel zu einem 
rein parlamentarischen System durch. Als die 
Kommunistische Partei (PKRM) 2001 eine Dreifünf-
telmehrheit im Parlament errang, wählte das von 
ihr dominierte Parlament Vladimir Voronin zum 
Präsidenten. Dieser läutete, unterstützt durch die 
große Mehrheit seiner Partei im Parlament, eine 
autoritäre Phase ein. Dies spiegelt sich auch in 
der Beurteilung durch V-Dem wider: Während die 
Republik zwischen 1992 und 2004 als elektorale 
Demokratie eingestuft wurde, wurde diese ab 2005 
bis 2009 auf den Status einer elektoralen Autokra-
tie heruntergestuft. Diese autoritäre Phase wurde 
zwar mit der Abwahl der PKRM 2009 beendet. Da 
jedoch gleichzeitig oligarchische Netzwerke, ins-
besondere um Wladimir Plahotniuc, an Ein# uss 
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gewannen, kam es weniger zu einer anhaltenden 
Redemokratisierung, als zu einem Wettbewerb 
zwischen konkurrierenden Oligarchen (Crowther 
2023, S. 43). Plahotniuc und die Demokratische 
Partei Moldaus (PDM) kontrollierten bis zu einem 
Machtwechsel 2019 das Parlament und setzten 
Demokratie und rechstsstaatliche Institutionen un-
ter Druck. Dies schlug sich auch in den sinkenden 
V-Dem-Werten nieder, führte jedoch nicht zu einer 
erneuten Herabstufung des Landes zu einer elekto-
ralen Autokratie. 
 In Nordmazedonien waren von Beginn an 
interethnische Spannungen zwischen Mazedoni-
ern und Albanern für die politischen Dynamiken 
prägend und trugen zu einer erschwerten Demo-
kratisierung bei (Crowther 2017). In den 1990er Jah-
ren etablierte sich unter verschiedenen Regierun-
gen zunächst ein kompetitiv autoritäres Regime 
(Levitsky und Way 2010, S. 124–126) bzw. gemäß 
V-Dem eine elektorale Autokratie. Erst mit dem 
Rahmenabkommen von Ohrid 2001, welches eine 
stärkere Einbindung der albanischen Minderheit in 
den politischen Prozess, eine Dezentralisierung und 
eine Stärkung der konkordanzdemokratischen Züge 

vorsah (Schwarz in Erscheinung), kam es zu einer 
Demokratisierung. So wurde Nordmazedonien von 
2002 bis 2010 als elektorale Demokratie eingestuft. 
Bereits ab 2006 betrieb jedoch Ministerpräsident 
Nikola Gruevski (Demokratischen Partei für Maze-
donische Nationale Einheit, VMRO-DPMNE) eine 
Staatsvereinnahmung und verfolgte ein mazedo-
nisch-nationalistisches Programm, welches zu ei-
ner erheblichen Verminderung der demokratischen 
Qualität führte (Crowther 2017). Eine Redemokra-
tisierung erfolgte erst nach dem Rücktritt Gruevskis 
und dem Einbruch seiner Partei bei den Parlaments-
wahlen 2016. Die von der Sozialdemokratischen Liga 
Mazedoniens geführte Nachfolgeregierung betrieb 
einen Abbau der unter Gruevski etablierten Struk-
turen und beförderte eine Redemokratisierung 
(Jusu!  2022). In Folge wurde das Land ab 2017 
wieder als elektorale Demokratie geführt. Ein dop-
pelter Wahlsieg der VMRO-DPMNE bei den Parla-
ments- und Präsidentschaftswahlen im Frühjahr 
2024 sowie eine darau/ in erstarkte nationalis-
tische Rhetorik deuten jedoch erneut auf einen 
Politikwechsel hin und lassen Befürchtungen einer 
erneuten Phase der Autokratisierung au# eben. 

4.
Regimedynamiken im Vergleich

Die untersuchten Staaten des östlichen Europa 
zeichnen sich nicht nur durch eine große Regime-
vielfalt, sondern auch durch eine große Regime-
dynamik aus. Dabei bedeutet Regimedynamik 
nicht zwangsweise einen abrupten Wechsel zwi-
schen den zwei Grundregimen Demokratie und 
Autokratie, sondern meist einen Wandel innerhalb 
des demokratischen Regimes, d. h. ein Changieren 
zwischen einer elektoralen und einer liberalen 
Demokratie. Ebenso ! nden bzw. fanden Auto   -

kratisierungsprozesse statt, infolge derer sich elek-
torale Demokratien zu elektoralen Autokratien 
wandelten. Obgleich bisher kein Land in die Kate-
gorie der geschlossenen Autokratie abgerutscht 
ist, lassen die fortschreitenden, mit zunehmender 
Repression und Gewalt einhergehenden Autokra-
tisierungsprozesse in Belarus und Russland künftig 
solch eine Entwicklung nicht ausschließen. 
 Der vorliegende Beitrag hat fünf ideal-
typische post-transformatorische Entwicklungs-
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pfade identi! ziert. Echte Pfadwechsel in beide 
Richtungen fanden sich bisher nur wenige. Nach 
den demokratischen Pfadwechseln in der zweiten 
Hälfte der 1990er bis Anfang der 2000er Jahre gab 
es im zweiten Jahrzehnt nach dem Systemwechsel 
überhaupt keine Pfadwechsel. Im dritten Jahrzehnt 
kam es schließlich zu drei autokratischen Pfadwech-
seln in Ungarn ab 2010, Serbien ab 2012 und Polen 
ab 2015. Besonders überraschend waren dabei die 
Pfadwechsel Ungarns und Polens, der ehemaligen 
„Musterschüler“ der Transformation. Nach dem 
Machtwechsel in Polen im Herbst 2023 zeichnet sich 
hier ein erneuter demokratischer Pfadwechsel ab, 
auch wenn der Ausgang des Prozesses nicht zuletzt 
aufgrund der institutionellen und partisanen Veto-
spieler sowie der hohen politischen Polarisierung 
off en ist (Priebus 2024).
Selbst in den Staaten, die entweder den Pfad der 
pfadabhängigen Autokratisierung, den der pfad-
abhängigen Demokratisierung oder der Nicht-
Konsolidierung der Demokratie beschritten, waren 
die Entwicklungen mehr oder weniger dynamisch. 
In den pfadabhängigen Autokratisierern Russland 
und Belarus verstärkte sich der Prozess der Au-
tokratisierung im Zeitverlauf. Die Dynamiken in 
der Gruppe der pfadabhängigen Demokratisierer 
waren etwas komplexer. Während in den Balti-
schen Staaten die Demokratiequalität kontinuier-
lich stieg, kam es in Tschechien und Slowenien nach 
einer langen Phase der linearen demokratischen 
Entwicklung zu Perioden mit stärkeren Autokra-
tisierungstendenzen. Ungarn und Polen, die noch 
bis zum Ende des zweiten Jahrzehnts nach dem 
Systemwechsel eben dieser Gruppe angehörten, 
schlugen einen gänzlich autokratischen Pfad ein. 
Am wenigsten dynamisch scheinen die Staaten, 
welche dem Pfad der Nicht-Konsolidierung der 
Demokratie folgen. Viele von ihnen stagnieren teils 
seit Jahrzehnten auf einem verminderten demo-
kratischen Niveau, ohne sich spürbar in Richtung 

mehr Demokratie oder Autokratie zu bewegen (z. B. 
Bulgarien), während andere durchaus auch positive 
Entwicklungen durchlaufen (z. B. Kosovo). 
Die Ergebnisse des Mappings zeigen, dass auch 
wenn sich die Staaten unterschiedlich entwickelt 
haben, es grundlegende Muster gibt. Dabei lassen 
sich allerdings keine intraregionalen Muster er-
kennen. Polen und Ungarn als mitteleuropäische 
Staaten durchliefen einen autokratischen Pfad-
wechsel ebenso wie das südosteuropäische Ser-
bien. Die Nachfolgestaaten Jugoslawiens sind sehr 
heterogen, ! nden sich doch in der Gruppe bis auf 
den Pfad der pfadabhängigen Autokratisierung 
alle anderen vier Entwicklungspfade. Auch diese 
Befunde zeigen, dass die Staaten der Region keine 
homogene Gruppe bilden, wie noch immer häu! g 
impliziert wird. 
Gerade das Fehlen eines deutlichen intraregion-
alen Musters legt nahe, dass die PTEPs hochgradig 
kontextabhängig sind. Zwar kommen in den einzel-
nen Fällen die typischen Feedback- und Reproduk-
tionsmuster, die einen einmal beschrittenen Pfad 
stabilisieren, zum Tragen. Auch haben andere Fak-
toren, wie etwa eine EU-Mitgliedschaft oder Ab-
grenzungsbemühungen von Russland (siehe Way 
und Casey 2018) die Pfadentwicklung zweifellos 
beein# usst. Andererseits aber ! nden Pfadwechsel 
immer dann statt, wenn alte Machthaber deligiti-
miert werden und/ oder starke Mehrheiten an die 
Macht kommen, die einen Wechsel einleiten. Dies 
verdeutlicht einmal mehr die entscheidende Rolle 
von demo kratisch bzw. anti-demokratisch gesinn-
ten Akteuren.

Während die hier vorgenommene analytische 
Deskription Entwicklungsmuster aufzeigt und eine 
Typologie der Regimeentwicklungspfade bietet, lie-
fert sie keine umfassenden Erklärungen für die je-
weiligen Entwicklungen. Hier schließt sich somit die 
Frage an, warum sich die Staaten der fünf Gruppen 
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